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nıchts fürchten habe. Kein Staatsbürger werde wWweSsen SELINET Religion bevorzugt
oder benachteiligt Ein „Aber“ findet der Redner uu  p die Missilonare. Sie

nıcht auf dem rechten Weg; einzelne würden sıch gestatten, T ast-
land krıtisıeren, ohne aiIiur ırgendwie zuständig f SC1N. Denn Indien S61 611
Land VO  ng geıstıger Kultur und großen Überlieferungen. „Wenn e1in ausländischer
Missionar sich herausnımmt 1I1ISEeIC Nation kriıtisieren Mu , alg

Stunde aufs Schiff gebracht werden Die Missionare Indien sollen des-
WEgSeEN völlıg indischen Wesen aufgehen, dann werden WLLE ıhnen für ihre
frühere un heutige Arbeit heı uns sehr dankbar SC1LIMN.

Der Redner mahnte dıe verschiedenen christlichen Bekenntnisse, N19 SCIN,
un wandte sıch dann 1€ grundlosen ngriffe, welche indische Zel-
tungen das Christentum richteten Wenn diese ngriffe fortdauerten,
mMeıinte 6r würden die ınge Indien W16 Nachbarländern
wirklichen Christenverfolgung enden Der Berichterstatter meınt scheine
Dr Cherian nicht katholisch SCHNH, aber Darlegung beleuchte dıe 1eute
Indien vorherrschende Geisteshaltung sehr gut

Der katholische Erzbischof VOo  — Bangalore, Thomas Pothachamury, gab 116

Presseerklärung ZUur Lage ab Kr auf den Grundsatz 1N : „Die katholische
Kırche 1STt weder europäisch noch amerikanisch, noch indisch, sondern allgemein,
internatıional, überinternational und jenseits aller Schranken, die Rasse, Sprache
un Landesgrenzen aufrichten.“

Was cie Vorwürfe die Missionare angeht ist bemerken, daß bis heute
keine konkreten eweise vorgelegt werden konnten. Gerade VOo  s kirchlicher Seıite
würde INa  - begrüßen, 39801 1€Ss geschähe, damit Abhilfe geschaffen werden
könnte (Vgl Osservatore Komano VO Dez, 1953 Nr. 233

Staatliche Finanzhilfe für die Jreien Schulten Deutschland In dem Augen-
blick da Kunst und Wissenschaft UUr noch eXıstıieren können der Staat S16
finanziert und das 1st heute Deutschland und 111 Kuropa weıthın der Fall
erhebt sıch die Frage w as be der hlıeraus resultierenden Abhängigkeıit aus der kul-
turellen Kreiheit ırd Hellmut Becker geht klaren und aufschlußreichen
Beıitrag Dezemberheft 1953 des „Merkur“ Stuttgart, „Wer Hinanziert die kul-
urelle Freiheit?“ dieser Frage nach Am Beispiel des Theaters, der Wissenschaft
und der Schule zZe1gTt da 65 möglıch ıST Zuschüsse erhalten un dennoch die
geiıstıge Unabhängigkeit wahren. Freilich ‚„d1ıe öffentliche Hand mu WISSCH,
da das Steuermonopol ihr heute Verpflichtungen auferlegt, W16e6 S1C S1IEC früher
nıcht gekannt hat‘“

Was dıe Schule angeht, SeTz sıch ‚„der Gedanke ı mehr durch, daß das
Recht der KEltern autf rTeie Wahl der VON ihnen gewünschten Schule NUur realisier-
bar 1st WEn 1106 Pflicht des Staates ZUuUr gleichmäßigen Subventionierung Ireler
un öffentlicher Schulen esteht In Holland un Belgien wurde cdieser Grundsatz
besonders früh entwickelt €l 1er erkannt wurde, da{fs gerade sozlalen Staat
dıie kulturelle Freiheit LÜUT auf diese Weise verwirklicht werden könnte Die pr1-
vaten, oft ur«c besondere Pädagogik ausgezeichneten Schulen ollten nıicht uur
Schulen für reiche Lieeute SECIN In den skandinavischen Ländern haben gerade —-
zialıstische Regierungen der Verwirklichung dieses Grundsatzes mitgewirkt
Frankreich hat nach heftigen innerpolitischen Kämpfen, die bis Regierungs-
krisen führten, ım Jahre 1951 die staatliche Zuschußpfilicht ur  en Privatschulen De-
schaffen. In en diesen Ländern wurde gleichzeitig die Unabhängigkeit der Prı1-
vatschulen aufrecht erhalten; der edanke:e Verstaatlichung des prıvaten
Schulwesens wurde abgelehnt; cdıe Subventionspflicht des Staates hat diesen
Ländern grundsätzlich nıcht Kinschränkung der Freiheit der Schule SC-

}führt.“‘
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AUCH An Deutschland, wo das Grundgesetz das Recht. zur Errichtung” pf_ivater
Schulen garantıert, „hat die Finanzhilfe des Staates die Privatschulen ın en
deutschen Ländern begonnen; S16 nımmt VON Jahr Jahr einen größeren Umfang
an. Hierbei zeıgt sich, dafß die rage der staatlichen Finanzhilfe für freıe Schu-
len VO:  u der parteipolitischen Haltung weitgehend unabhängig ist. Die höchsten
Subventionen 4} Privatschulen (80 — 90% des Personaletats) zahlt das soz1alı-
stisch regierte Hamburg, und Wär gleichermaßen katholische w1e€e Waldor{f-
chulen. Auf der andern Seite beschloß das 1ın seiner Kulturpolitik spezifisch
katholisch orıentierte Bayern ım vorıgen Jahr, den freien Reformschulen diesel-
ben Subventionen zukommen lassen, die die katholischen Schulen ort schon

666seıt einiger eıt erhalten.
Wenn dabe1 die Privatschulen iıhr Mißtrauen überwinden müßten, als besagte

staatliıche Subvention notwendig verstärkte staatliche Kontrolle, mufste VOT al-
lem auch der Staat selbst umdenken lernen. 99  16 Vorstellung, daß der Staat mıt
„seinem“” Geld „seine‘‘ Schule unterhält, ıst och sehr viel stärker als der Ge-
danke, der Steuerzahler habe das Recht, ZU verlangen, dafls dıe VO  m e  hm gezahlten
Steuern für die VO.  I ihm gewünschten Zwecke ausgegeben werden. Der Vater, der
seın ınd auf die VO hm gewählte und ıhm 1m Grundgesetz garantierte ireie
Schule schickt, hat dasselbe Kecht auf Unterstützung cdieser Schule w1€e der Vater,
der SE1IN Kınd auf 1€ staatliche Schule chickt. Hıer mu also der Liberale Bürger
Nau umlernen wıe der konservatiıve Beamte, un beide mussen S1C.  n einem öf-
fentlich-rechtlichen Denken fügen, das noch 1mMm Werden ist. Dem deutschen öf-
fentlichen Recht ist der Gedanke der finanziellen Unterstützung VO  — HNON-SOVELN-
mental agenc1es durch den Staat noch NECU. Der Staat eistet seine Hilfe vielfach
och mıt der Geste, eın Gnadenbrot gewähren; mu lernen, da ß dıe Freiheit
das Lebensklima der Demokratie ist un dafß diese Freiheit 1mM sozlalen Staat un

Steuerstaat HUr erhalten bleibt, WEnnn ‚wirtschaftlich siıchert, wäas rechtlich
garantıert 15  t‘ (vgl Heckel, Grundbegriffe und Grundfragen des Privatschulrechts,
aus ‚Deutsches Verwaltungsblatt”, eit 16, 1951).“ Zusammenfassend antwortet
Becker auf dıe rage ‚Wer finanzıert die kulturelle Freiheit?‘®: „Der Staat fiınan-
ziert dıe kulturelle Freiheıit, aber gefährdet seine eigene Existenz, die
Fiınanzierung 7U einer Einschränkung der Freiheit mißbrauchen sucht.“ (Der
Au{fsatz ist auch als Sonderdruck erschienen).

Strittiger Ost-West-Handel. In den Vereinigten Staaten begreift In  - ffenbar
zunehmend, daß 1€ KFronten des kalten Krieges auch oder VOL allem ideologische
Kronten sıind. Dementsprechend häufen sıch dıe Stimmen, denen ke  ıne aßnahme
scharf ist. Ob enn das amerikanısche Volk weiterhin zusehen wolle; W1€eE
die ıhm verbündeten Nationen den kommunistischen 0C mıt Rüstungsmater1al
versorgen? Gegen solche Blockadebrecher 1m eigenen ager gäbe doch ıne Kur:
Der Präsıdent brauchte ıhnen NUr die Dollarhilfen kündigen. Das würde S16
wahrscheinlich ZUC Besinnung bringen Überdies je1 nıcht NUur dıie Ausfuhr kr1egs-
wichtiger Güter, sondern jeglicher Handel mıiıt den moskauhörıgen Staaten -
patriotisch.

Diesen ELWa unbedachten Forderungen seiner Landsleute stellt sıch Masse,
eın angesehener Fachmann ur wirtschaftliche Fragen, entschıeden en  C  en
(„America“ VO} 19 Dez. Seine Stellungnahme gründet qauf einem Be-
richt Harold Stassens, den dieser dem Kongreß E September voriıgen Jahres
unterbreitet hat,. Sınd die Verbündeten in der Einschränkung ihres Handels &au
nicht-kriegswichtige Güter wirklich säum1g gewesen f Maı 1951 natte
die Generalversammlung der verfügt, dafis nach Rot-China und Nord-Korea
weder W affen och Munition och sonstiges Kriegsgerät noch irgendwelches der
Rüstungsindustrie dienliche Material ausgeführt werden solle. Zur Durchführung
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